
Hauptsatzung der  
Samtgemeinde Rodenberg 

 
Auf Grund des § 12 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes 
(NKomVG) vom 17. Dezember 2010 (Nds. GVBl. S. 576), zuletzt geändert durch das 
Gesetz zur Anpassung von Landesgesetzen an das Niedersächsische 
Kommunalverfassungsgesetz sowie zur Änderung des Gesetzes zur Zusammenfassung 
und Modernisierung des niedersächsischen Kommunalverfassungsrechts vom  
13. Oktober 2011 (Nds. GVBl. S. 353) hat der Rat der Samtgemeinde Rodenberg in 
seiner Sitzung am 21. März 2012 folgende Hauptsatzung beschlossen: 
 

§ 1  
Mitgliedsgemeinden, Name, Verwaltungssitz 

 
(1) Die Gemeinden Apelern, Hülsede, Flecken Lauenau, Messenkamp, Pohle, Stadt 

Rodenberg, sämtlich Landkreis Schaumburg, bilden eine Samtgemeinde. 
 
(2)  Die Samtgemeinde führt den Namen „Samtgemeinde Rodenberg“.  
 
(3)  Die Samtgemeinde Rodenberg hat ihren Verwaltungssitz in der Stadt Rodenberg. 
 

§ 2  
Wappen, Flagge, Dienstsiegel 

 
(1) Das Wappen der Samtgemeinde Rodenberg zeigt in Rot ein silbernes Nesselblatt, 

belegt mit drei, zwei zu eins gestellten roten Rosen mit goldenen Butzen. 
 
(2) Die Flagge der Samtgemeinde Rodenberg hat die Farben Rot-Weiß und enthält 

in der Mitte das Wappen nach Absatz 1. 
 
(3) Das Dienstsiegel enthält das Wappen der Samtgemeinde und die Umschrift 

„Samtgemeinde Rodenberg, Landkreis Schaumburg“.   
 

§ 3  
Aufgaben  

 
(1)  Über die in § 98 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 8 NKomVG aufgeführten Aufgaben hinaus 
haben die Mitgliedsgemeinden nach § 98 Abs. 1 Satz 2 NKomVG der Samtgemeinde 
folgende Aufgaben übertragen: 

 
1. Errichtung und Unterhaltung kultureller Einrichtungen, die für das 

gesamte Gebiet  der Samtgemeinde Bedeutung haben, 
 
2. die Durchführung der von den Mitgliedsgemeinden beschlossenen 

Erschließungsmaßnahmen nach dem Baugesetzbuch, 
 

3. die Industrieansiedlung und Wirtschaftsförderung, im Bereich der 
Fremdenverkehrsförderung hat die Samtgemeinde die Aufgabe der 
Koordinierung und der Planung über den Bereich der 
Mitgliedsgemeinden hinaus, 

 
4. die Aufgaben im Flurbereinigungsverfahren, 
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5. die Samtgemeinde hält die Obdachlosenunterkünfte bereit, 
 
6. die Ausarbeitung der Bebauungspläne, 

 
7. die Errichtung und Unterhaltung von Kindergärten, 

 
8. die Errichtung und Unterhaltung von Freibädern, 

 
9. die Angelegenheiten der Sozialhilfe und Sozialversicherung, 

 
10. die Angelegenheiten nach dem Abwasserabgabengesetz, 

 
11. die Unterhaltung und Bewirtschaftung der überdachten Sportanlagen. 

 
 

§ 4  
Folgen des Aufgabenüberganges 

 
(1) Mit dem Übergang einer Aufgabe gehen die mit ihr verbundenen Rechte und 

Pflichten auf die Samtgemeinde über, insbesondere stehen der 
Samtgemeinde die mit den von ihr übernommenen Aufgaben verbundenen 
Einnahmen, ausgenommen Steuern, zu. 

 
(2) Hat eine Mitgliedsgemeinde eine Aufgabe der Samtgemeinde bisher 

wahrgenommen, so hat sie auf deren Verlangen Grundstücke, Rechte an 
Grundstücken und bewegliche Sachen, die der Erfüllung der Aufgabe dienen, 
unentgeltlich, aber mit den auf ihnen ruhenden Belastungen auf die 
Samtgemeinde zu übertragen, oder ihr die Rechte aus dem Eigentum oder 
den Nutzungsrechten für die Dauer der zweckentsprechenden Benutzung zu 
übertragen. 

 
§ 5  

Ratszuständigkeit 
  
      Der Beschlussfassung des Samtgemeinderates bedürfen 
 
      (a)  Rechtsgeschäfte i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 14 NKomVG, deren Vermögenswert die 
             Höhe von 10.000 Euro übersteigt, 
 
      (b)  Verträge i.S.d. § 58 Abs. 1 Nr. 20 NKomVG, deren Vermögenswert die Höhe  
    von 5.000 Euro übersteigt, soweit diese nicht aufgrund einer förmlichen 

       Ausschreibung abgeschlossen werden. 
 

§ 6 
Verkündungen und öffentliche Bekanntmachungen 

 
(1) Satzungen, Verordnungen, Genehmigungen von Flächennutzungsplänen sowie 

öffentliche Bekanntmachungen nach dem NKomVG werden im Amtsblatt für 
den Landkreis Schaumburg verkündet bzw. bekannt gemacht. Die Regelungen 
über Ersatzverkündungen gemäß § 11 NKomVG gelten entsprechend. 
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(2) Öffentliche Bekanntmachungen nach anderen Rechtsvorschriften und 
ortsübliche Bekanntmachungen werden im „Schaumburger Wochenblatt“ 
bekannt gegeben. Dieses gilt auch für Bekanntmachungen im Wege der 
Amtshilfe. Die öffentliche Bekanntmachung ist mit Ablauf des Erscheinungstages 
des „Schaumburger Wochenblattes“ bewirkt. Die Regelungen über 
Ersatzverkündungen gemäß § 11 NKomVG gelten entsprechend. 

 
§ 7  

Einwohnerversammlungen 
 

(1) Bei Bedarf unterrichtet die Samtgemeindebürgermeisterin oder der 
Samtgemeindebürgermeister die Einwohnerinnen und Einwohner durch 
Einwohnerversammlungen über wichtige Angelegenheiten der Samtgemeinde.   

 
(2) Zeit, Ort und Gegenstand von Einwohnerversammlungen sind gemäß § 6 Abs. 2 

mindestens 7 Tage vor der Veranstaltung öffentlich bekannt zu machen. 
 
(3) Die Mitglieder des Rates der Samtgemeinde Rodenberg sind schriftlich zu den 

Einwohnerversammlungen einzuladen. 
 

 
§ 8 

Anregungen und Beschwerden 
 

(1) Werden  Anregungen oder Beschwerden im Sinne des § 34 NKomVG von 
mehreren Personen bei der Samtgemeinde gemeinschaftlich eingereicht, so 
haben sie eine Person zu benennen, die sie gegenüber der Samtgemeinde 
vertritt. Bei mehr als fünf Antragstellerinnen oder Antragstellern können bis zu zwei 
Vertreterinnen oder Vertreter benannt werden. 

 
(2) Die Beratung kann zurückgestellt werden, solange den Anforderungen des 

Absatzes 1 nicht entsprochen ist. 
 
(3) Anregungen oder Beschwerden, die keine Angelegenheiten der Samtgemeinde 

Rodenberg zum Gegenstand haben, sind nach Kenntnisnahme durch den 
Samtgemeindeausschuss von der Samtgemeindebürgermeisterin oder dem 
Samtgemeindebürgermeister ohne Beratung den Antragstellerinnen oder 
Antragstellern mit Begründung zurückzugeben. Dies gilt auch für Eingaben, die 
weder Anregungen noch Beschwerden zum Inhalt haben (z.B. Fragen, 
Erklärungen, Absichten usw.). 

 
(4) Anregungen oder Beschwerden, die ein gesetzwidriges Ziel verfolgen oder gegen 

die guten Sitten verstoßen, sind nach Kenntnisnahme durch den 
Samtgemeindeausschuss  ohne Beratung  zurückzuweisen. 

 
(5) Die Beratung eines Antrages kann abgelehnt werden, wenn das Antrags-

begehren Gegenstand  eines noch nicht abgeschlossenen Rechtsbehelfs- oder 
Rechtsmittelverfahrens oder eines laufenden Bürgerbegehrens oder 
Bürgerentscheides ist oder gegenüber bereits erledigten Anregungen oder 
Beschwerden kein neues Sachvorbringen enthält. 
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(6) Die Erledigung der Anregungen oder Beschwerden wird dem 
Samtgemeindeausschuss übertragen, sofern für die Angelegenheiten nicht der 
Rat gemäß § 58 Abs. 1 NKomVG ausschließlich zuständig ist.  

 
§ 9  

Inkrafttreten 
 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den 
Landkreis Schaumburg in Kraft. Gleichzeitig tritt die Hauptsatzung vom 17. März 2005 
in der Fassung der 1. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung vom 01.05.2007 außer 
Kraft. 
 
31552 Rodenberg, den 21. März 2012   
 

Samtgemeinde Rodenberg 
 
 
 

Heilmann 
Samtgemeindebürgermeister 

 


